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Satzung
über Auskunftspflichten

 über die Niederschlagswasserbeseitigung
in der Gemeinde Stapelfeld

Auf Grund der §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, des 
§ 30 Abs. 3 Landeswassergesetz sowie der §§ 1, 2, 6 und 8 des Kommunalabga-
bengesetzes, alle in der jeweils geltenden Fassung, wird nach Beschlussfassung 
durch die Gemeindevertretung vom 02.06.2014 folgende Satzung erlassen:

§ 1
Auskunftspflichten

(1) Die Grundstückseigentümer haben der Gemeinde auf Anforderung jederzeit 
Auskünfte über auf ihren Grundstücken anfallendes Abwasser im Sinne des § 54 
Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz sowie § 30 Landeswassergesetz zu erteilen. Diese 
Pflicht erfasst auch die Darstellung der Art und Weise der Beseitigung in schrift-
licher Form oder in Plänen.

(2) Zur Vorbereitung der Erhebung von Abgaben für die Abwasserbeseitigung, 
insbesondere zur Einführung von Gebühren für die Niederschlagswasserbeseiti-
gung, haben die Grundstückseigentümer Erklärungen auf den von der Gemeinde 
bereitgestellten Vordrucken abzugeben. Diese Erklärungen sind Abgabenerklä-
rungen im Sinne der § 149 ff. Abgabenordnung (entsprechend anwendbar nach § 
11 Abs. 1 Satz 2 Kommunalabgabengesetz). Werden Erklärungen nicht oder 
nicht rechtzeitig vorgelegt, ist die Gemeinde berechtigt, die erforderlichen Daten 
zu schätzen.

(3) Zur Überprüfung der Richtigkeit und Vollständigkeit der gegebenen Aus-
künfte und der abgegebenen Erklärungen haben die Grundstückseigentümer und 
die Benutzer des Grundstücks den mit einem Ausweis versehenen Beauftragten 
der Gemeinde den Zutritt zu ihrem Grundstück und zu ihren Räumen zu gestat-
ten. Die Beauftragten der Gemeinde dürfen Wohnungen nur mit Einwilligung 
des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume ohne Einwilligung nur in den 
Zeiten betreten, in denen sie normalerweise für die jeweilige geschäftliche oder 
betriebliche Nutzung offen stehen. Grundstückseigentümer und Besitzer sind 
verpflichtet, die Überprüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sätze 1 bis 
3 gelten entsprechend, wenn der Grundstückseigentümer nicht bereit ist, seinen 
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Pflichten nachzukommen, oder wenn die Gemeinde die erforderlichen Daten aus 
anderen Gründen selbst ermitteln muss.

(4) Verstöße gegen die Pflicht zur Auskunftserteilung oder zur Abgabe von Er-
klärungen sind Ordnungswidrigkeiten, die mit einem Bußgeld bis zu 500 Euro 
geahndet werden.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt:

Stapelfeld, den 03.06.2014

Jürgen Westphal
Bürgermeister 
   


